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Vorwort V 

Vorwort 
Vorwort 

Vorwort zur 4. Auflage 
 
 

Praxisfragen zum Kostenersatz nach Feuerwehreinsätzen haben in den letzten Jahren 
stark zugenommen. Insbesondere die Weigerung deutscher Kfz-Haftpflichtversicherun- 
gen, den vollen geltend gemachten Betrag der Gemeinden und Städte nach Feuer-
wehreinsätzen bei Verkehrsunfällen zu begleichen, hat die Kommunalverwaltungen 
stark verunsichert und zu zahlreichen Verwaltungsstreitverfahren geführt. Es war daher 
angezeigt, dieses von den Kolleginnen und Kollegen in den Kommunalverwaltungen 
sehr gut angenommene Buch umfassend zu überarbeiten, insbesondere die mittlerweile 
stark angewachsene bayerische Rechtsprechung zum Kostenersatz zu berücksichtigen 
und zu kommentieren. 

Ich danke den vielen Kolleginnen und Kollegen in den bayerischen Rathäusern so-
wie den zahlreichen interessierten Feuerwehrdienstleistenden für den ständigen frucht-
baren Gedankenaustausch und die vielen Anregungen zu dem in diesem Buch behan-
delten Thema. Frau Frey danke ich für die tatkräftige Mitarbeit bei der Überarbeitung 
dieses Buches. 
 
München, im Januar 2021 
 
Wilfried Schober 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



VI Vorwort 

Vorwort zur 1. Auflage 

„Kostenersatz nach Feuerwehreinsätzen – ja, gibt’s denn so was? Die Feuerwehr 
kommt doch kostenlos!“ So oder ähnlich äußern sich viele Bürger, wenn ihnen Feuer-
wehrleute bei einem Einsatz oder einer freiwilligen Hilfeleistung mitteilen, dass sie -
einen Kostenbescheid von der Gemeinde erhalten werden. Und kommt der angekün-
digte Bescheid dann, ist der Ärger groß: „Darf die Gemeinde die Bürger zur Kasse 
bitten?“. „Die Feuerwehr wird doch aus Steuergeldern finanziert – wieso soll ich dann 
als Steuerzahler einen Kostenbescheid akzeptieren?“ 

Dieser Leitfaden soll dazu beitragen, Verständnis dafür zu wecken, dass Gemeinden 
nichts Unrechtmäßiges tun, wenn sie nach Feuerwehreinsätzen die hierdurch entstan-
denen Aufwendungen und Kosten dem begünstigten Bürger per Bescheid „in Rech-
nung stellen“. Das Feuerwehrrecht räumt ihnen ausdrücklich die Möglichkeit dazu ein. 
Die Hintergründe der Rechtslage und die Beweggründe des Gesetzgebers sollen ebenso 
dargestellt werden wie die Voraussetzungen im Einzelnen, nach denen Kostenersatz ver-
langt werden kann. Damit spricht dieser Leitfaden gleichermaßen die potentiell von 
Kostenbescheiden Betroffenen, also Bürgerinnen und Bürger, Unternehmer, wie auch 
die Entscheidungsträger in bayerischen Kommunen, also Bürgermeister, Gemeinde- 
und Stadtratsmitglieder sowie Verwaltungsbedienstete an. Nicht zuletzt sollen auch die 
vielen ehrenamtlich Feuerwehrdienst Leistenden im Freistaat Bayern erkennen, dass die 
Gemeinde nicht „auf ihrem Rücken Kasse macht“. 

Ich danke Frau Sandra Hampl für die engagierte Mitarbeit an diesem Leitfaden und 
meiner Frau Anabel für die unendliche Geduld. 

München und Puchheim, im Januar 2002 

Wilfried Schober 
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